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Die Kirchenleitung legt der Landesynode

den Entwurf eines Beschlusses zur Zustimmung zum Verwaltungsgerichtsgesetz der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland (Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD — VWGG.EKD) vom
... November 2010

sowie den Entwurf eines Ausfiihrungsgesetzes zum Verwaltungsgerichtsgesetz der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (AGVWGG.EKD) vom ... November 2010

mit der Bitte vor, dem VwWGG.EKD zuzustimmen und den Entwurf des AGVwWGG.EKD als
Kirchengesetz zu verabschieden.



Der Gesetzentwurf fur das Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD (VWGG.EKD) hat das Ziel
die Verwaltungsgerichtsbarkeit der UEK auf die EKD zu ubertragen. Dies ist im
8 9 Absatz 2 des Vertrages zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und
der Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland (UEK) vom
31. August 2005 vorgesehen.

Sachlich entspricht des VWGG.EKD im Wesentlichen den Regelungen des Verwaltungsge-
richtsgesetzes der UEK.

Auf der Grundlage von 8§ 9 Absatz 2 des Vertrages vom 31. August 2005 hat die Vollkonfe-
renz der UEK am 16. Mai 2008 den Grundsatzbeschluss gefasst, die eigene Verwaltungsge-
richtsbarkeit der UEK spéatestens zum 31. Dezember 2010 zu beenden. Diese Verwaltungs-
gerichtsbarkeit umfasst den Verwaltungsgerichtshof der UEK und das Gemeinsame Ver-
waltungsgericht der UEK, der Evangelischen Landeskirche Anhalts und der Pommerschen
Evangelischen Kirche. Die EKD wurde gebeten, ein Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD
zu erlassen und in Abstimmung mit der UEK spétestens bis zum 1. Januar 2011 im Rahmen
der Kirchengerichtsbarkeit der EKD eine kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit erster und
zweiter Instanz zur Verfugung zu stellen.

Die vorgelegten Gesetzentwdrfe tragen diesem Anliegen der UEK Rechnung. Sie wurden
unter Einbeziehung von Richtern der kirchlichen Verwaltungsgerichte der UEK erarbeitet
und im Vorfeld zwischen EKD und UEK abgestimmt.

Ziel des Entwurfs eines Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD ist es, das derzeit geltende
Verwaltungsgerichtsgesetz der UEK vom 16. Juni 1996 einerseits in wesentlichen Teilen
nachzubilden, um einen moglichst reibungslosen Ubergang zu ermdglichen, andererseits
wurden zwischenzeitliche Entwicklungen in der staatlichen Verwaltungsgerichtsordnung,
der dazu ergangenen Rechtsprechung und Erfahrungen aus der kirchenverwaltungsgericht-
lichen Praxis eingearbeitet. Weiterhin erfolgte sprachlich und systematisch eine Anglei-
chung an die Kirchengesetze der EKD, die ebenfalls eine gemeinsame Gerichtsbarkeit vor-
sehen (Disziplinargesetz der EKD, Mitarbeitervertretungsgesetz der EKD). Ebenso wie das
Verwaltungsgerichtgesetz der UEK ist das Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD ein soge-
nanntes Vollgesetz mit Auffangverweisung (auf die staatliche Verwaltungsgerichtsord-
nung).

Das Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD enthélt wie auch die anderen Kirchengesetze im
Bereich der kirchlichen Gerichtsbarkeit das Angebot, dass alle Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschliisse diese Gerichtsbarkeit nutzen kénnen. Deshalb wurde der Gesetz-
entwurf nicht nur auf einen Geltungsbereich fiir UEK-Kirchen begrenzt, sondern mit der
Maoglichkeit versehen, den Geltungsbereich auf Wunsch auch auf andere Gliedkirchen zu
erweitern.

Wie im Verwaltungsgerichtsgesetz der UEK finden sich am Anfang des Verwaltungsge-
richtsgesetzes der EKD die Regelungen tiber die Verwaltungsgerichte sowie uber die Rich-
terinnen und Richter. Danach wird das Verfahren vor den erstinstanzlichen Verwaltungsge-
richten behandelt. Es folgen Vorschriften ber das Revisionsverfahren sowie Regelungen
uber die Kosten.



Um dem Anliegen der UEK zur Vereinheitlichung der Rechtspflege Rechnung tragen zu
kénnen, muss das Kirchengerichtsgesetz der EKD angepasst werden. Der Kirchengerichts-
hof der EKD soll die Aufgaben der Revisionsinstanz ubernehmen. Die Aufgaben des erstin-
stanzlichen Verwaltungsgerichts soll das Kirchengericht der EKD ubernehmen. Diese
Struktur hat sich bereits im Bereich des Disziplinar- und Mitarbeitervertretungsrechts be-
wahrt. Mit der Ubernahme der Verwaltungsgerichtsbarkeit wird die EKD auch fiir ihren
eigenen Bereich die Zustandigkeiten in Streitigkeiten aus Dienst- und Entsendungsverhalt-
nissen anpassen.

Die Gesetzentwirfe wurden den rechtskundigen Mitgliedern der Verwaltungskammer der
EKvVW zur Stellungnahme zugeleitet und durch den Stdndigen Kirchenordnungsausschuss,
das Landeskirchenamt und die Kirchenleitung beraten. Im Rahmen des Stellungnahmever-
fahrens wurden durch Schreiben vom 15.07.2010 der EKvW an die EKD folgende Punkte
zu den Gesetzentwirfen angemerkt:

1. 8§83 Abs. 1 VerwaltungsgerichtsG
Die Verschwiegenheitsregelung l&sst Fragen offen und sollte noch einmal tber-
dacht werden. Wichtig ist, dass der fachliche Austausch der Richterinnen und
Richter untereinander nicht eingeschrankt wird. Allerdings wird hier auch nur
fur ,,anhéngige” Verfahren eine Schweigepflicht statuiert (anders im 8 7 Abs. 1)
und in ,.entpersonalisierter” Form kann sicher der Fachaustausch erfolgen.

2. 8§85Abs.3Satz 1
Wenn die Amtszeit spruchkdrperbezogen ist, was sinnvoll erscheint, muss dies
auch im Gesetzt selbst klar geregelt sein. In der Begrindung zum Entwurf
VWGG.EKD ist dies zwar genannt, im Gesetzestext aber nicht umgesetzt.

3. §14 Abs. 3
Fragwdirdig erscheint die hier vorgesehene Verschwiegenheitspflicht fur Be-
vollmachtigte und Beistande, zumal deren Verletzung offensichtlich folgenlos
bleiben durfte. In der Begriindung zum Entwurf VWGG.EKD sollte zur Einfiih-
rung dieses Absatzes eine klarende Erléuterung erfolgen, insbesondere ob ge-
meint ist, dass die Bevollmé&chtigten und Beistdnde nur Uber diese Regelung ei-
ner Verschwiegenheit unterworfen werden. Auch der Aspekt, dass andere
Rechtsgebiete (z.B. ArbGG und VwWGG) keine entsprechenden Regelungen ha-
ben, sollte bedacht werden.

4. §17
Die Klagegegner sollten jeweils benannt werden. Die Unterscheidung von Kla-
geart und Klagebefugnis wird hier nur implizit getroffen.

5. §18 Abs. 2
Eine Benennung oder Beschreibung derer, die das Vorverfahren abschlieRen
fehlt, wird aber trotz der EKD-weiten Unterschiede fur sinnvoll erachtet. Evtl.
kann der Satz zur Zustandigkeit aus der Begriindung zu § 18 Abs. 3 Satz 3 des
Entwurfes VWGG.EKD dazu tibernommen werden.

6. §19
Die Untatigkeitsklage ohne Fristen stellt aus Sicht des Kirchenordnungsaus-
schusses eine Gefahr der Uberlastung des Gerichts dar. Es wird daher dringend
empfohlen, eine klare oder jedenfalls zeitlich bestimmbare Frist einzusetzen.



7. Begriindung zu § 27/ § 50
In der Begriindung zu § 27 ist erwéhnt, dass 8 27 nicht im Revisionsverfahren
gelten soll. Die entsprechende Umsetzung in 8 50 fehlt aber.

8. Im Ersten Anderungsgesetz zum Kirchengerichtsgesetz der EKD ist im
8 5 Abs. 4 Satz 2 ein Schreibfehler im ersten Wort zu berichtigen ,,Dies gilt
auch,...”

9. Fir § 14 Abs. 1 wird empfohlen, eine Anpassung der Lebensaltersgrenze an die
anderen Gesetze vorzunehmen (Eintrittsalter 66 fur vierjahrige Amtsperiode).
Damit wird der Richterwechsel im laufenden Verfahren vermieden und der
Gleichlauf mit den anderen Kirchengerichten der EKD vereinfacht den Umgang
mit der Regelung auch verwaltungstechnisch.

Der Standige Kirchenordnungsausschuss, das Landeskirchenamt und die Kirchenleitung
haben in ihren Sitzungen im Juli 2010 den von der EKD vorgelegten Entwurf eines Verwal-
tungsgerichtsgesetzes der EKD und eines Ersten Kirchengesetzes zur Anderung des Kir-
chengerichtsgesetzes der EKD grundsatzlich zugestimmt.

8 67 Abs. 2 des Entwurfs regelt das Inkrafttreten des VWGG.EKD fir die Gliedkirchen ent-
sprechend Art. 10 Grundordnung der EKD (GO-EKD). Es ist die Zustimmung der Glied-
kirchen erforderlich, da es sich beim VwGG.EKD noch nicht um ,.einheitlich durch die
EKD geregeltes Sachgebiet“ handelt. Unter dem Vorbehalt, dass der vorgelegte Entwurf
eines VWGG.EKD keine wesentlichen Anderungen mehr erfahrt, die EKD-Synode das Kir-
chengesetz beschlieRt und die Kirchenkonferenz ihre Zustimmung erteilt, sollte die Landes-
synode 2010 bereits auf ihrer diesjahrigen Tagung ihre Zustimmung zu dem Kirchengesetz
erklaren, damit es mit Wirkung vom 1. Januar 2010 fiir die Evangelische Kirche von West-
falen in Kraft treten kann.

Es ist davon auszugehen, dass auf Grund der umfangreichen Stellungnahmen der Gliedkir-
chen der EKD der Entwurf eines VWGG.EKD verandert wird. Wesentliche inhaltliche An-
derungen, die das VWGG im Ganzen betreffen, werden aber nicht erwartet. In diesem Zu-
sammenhang bleiben auch Anderungen durch die EKD-Synode, die in der Zeit vom 4.-
10.11.2010 in Hannover tagt, grundsétzlich maglich. Der gednderte Gesetzentwurf bzw. die
von der EKD-Synode beschlossene endgiltige Fassung des VWGG.EKD werden in die Be-
ratungen des Tagungs-Gesetzes-Ausschuss eingebracht.

Als Folge des neu beschlossenen Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD ist es notwendig
ein neues Ausfiihrungsgesetz seitens der Evangelischen Kirche von Westfalen zu erlassen.
In diesem Zusammenhang ist der Rahmen zu beachten, den das neue VWGG.EKD mit so-
genannten ausfuhrungsbedurftigen und ausfihrungsféahigen Vorschriften vorgibt. N&here
Ausfuhrungen hierzu kénnen der Begriindung des Ausflihrungsgesetzes zum Verwaltungs-
gerichtsgesetz der EKD entnommen werden.

Soweit aufgrund von Anderungen an dem VWGG.EKD sich zwangsweise Anderungen an
den Bestimmungen des Ausflihrungsgesetzes zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD er-
geben sollten, werden diese in die Beratungen des Tagungs-Gesetzes-Ausschusses einge-
bracht.



Das Anderungsgesetz zum Kirchengerichtsgesetz der EKD bedarf keiner gesonderten Zu-
stimmung durch die Gliedkirchen der EKD.

Der Landessynode werden vorgelegt:

- Entwurf eines Beschlusses fur die Landessynode (Zustimmung zum VWGG.EKD),

- Entwurf eines Ausflihrungsgesetzes zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD mit Be-
grindung, Synopse und Zusammenstellung der ausfiihrungsbedurftigen und ausfiih-
rungsfahigen Vorschriften,

- Entwurf eines Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD und eines Ersten Kirchengesetzes
zur Anderung des Kirchengerichtsgesetzes der EKD mit Begriindungen und Synopsen
(Anlagen 1-6 aus der EKD-Vorlage).



Beschluss der Landessynode zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD vom ... Novem-
ber 2010.

Dem Kirchengesetz Uber die Verwaltungsgerichtsbarkeit der Evangelischen Kirche in
Deutschland (Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD — VWGG.EKD) vom ... November 2010
wird zugestimmt.

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland wird gebeten, das Verwaltungsgerichts-
gesetz der EKD fir die Evangelische Kirche von Westfalen zum 1. Januar 2011 in Kraft zu
setzen.



Entwurf
Ausfihrungsgesetz zum Verwaltungsgerichtsgesetz
der Evangelischen Kirche in Deutschland
(Ausfuhrungsgesetz zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD — AGVwWGG.EKD)
VVom ... November 2010
(KABI. 2010S. ..)

Die Landessynode hat nach Art. 158 Kirchenordnung in Ausflihrung des Kirchengesetzes
uber die Verwaltungsgerichtsbarkeit der Evangelischen Kirche in Deutschland (Verwal-
tungsgerichtsgesetz der EKD - VWGG.EKD) vom ... November 2010 (ABI. EKD 2010
S. ...) das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§1
(Zu § 2 VWGG.EKD)
Kirchliches Verwaltungsgericht im ersten Rechtszug ist die Verwaltungskammer.

§2
(Zu § 5 VWGG.EKD)
1Die durch die Evangelische Kirche von Westfalen zu bestellenden Mitglieder der Verwal-
tungskammer werden von der Landessynode nach Art. 121 Kirchenordnung gewéhlt. ,Die
Wahl wird nach Art. 140 Abs. 2 Kirchenordnung vom Standigen Nominierungsausschuss
der Landessynode vorbereitet.

§3
(Zu 8 7 Abs. 2 VWGG.EKD)
Die oder der Vorsitzende der Verwaltungskammer kann seitens des Landeskirchenamtes
mit der Verpflichtung der Mitglieder beauftragt werden.

84
(Zu § 8 VWGG.EKD)
1FUr den Auslagenersatz sowie die Aufwandsentschadigung der Mitglieder der Verwal-
tungskammer sind die Bestimmungen der EKD (Verordnung uber die Entschadigung der
Mitglieder der Kirchengerichte und des Schlichtungsausschusses der Evangelischen Kirche
in Deutschland — Entschadigungsverordnung — EntschV.EKD vom 17. April 1998 in der
jeweils geltenden Fassung) betreffend der Mitglieder der Disziplinarkammer anzuwenden.

85
(Zu § 12 Abs. 3 VWGG.EKD)

(1) 1Fur die Verwaltungskammer der Evangelischen Kirche von Westfalen wird eine Ge-
schaftsstelle am Sitz des Landeskirchenamtes gebildet. ;Das Landeskirchenamt hat fir die
erforderliche Personal- und Sachausstattung zu sorgen. 3Die Vorgénge der Geschéftsstelle
sind organisatorisch von den Vorgéangen des Landeskirchenamtes zu trennen.
(2) Mit den Aufgaben einer Urkundsbeamtin oder eines Urkundsbeamten der Geschaftsstel-
le kann betraut werden, wer uber die erforderliche Sachkunde verfiigt.
(3) Fur die AusschlieBung und Ablehnung von Urkundsbeamtinnen und Urkundsbeamten
gilt 8 49 der Zivilprozessordnung entsprechend.



(4) Zu den Aufgaben der Geschéftsstelle gehdren insbesondere

1. die Vermittlung des gesamten Schriftverkehrs zwischen der Verwaltungskammer, ihren
Mitgliedern und den Verfahrensbeteiligten,

die Ausflihrung richterlicher Anordnungen,

die Protokollfiihrung,

die Erteilung von Ausfertigungen und Abschriften von Entscheidungen,

Entschadigung von sachverstandigen Personen sowie Zeuginnen und Zeugen und

. Entscheidungen Giber Kostenfestsetzungen.

(5) 1Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschéftsstelle haben tber den ihnen bekannt
gewordenen Inhalt der anhdngigen Verfahren Stillschweigen zu wahren. ;Auskiinfte diirfen
nur zum Verfahrensstand erteilt werden. sRechtsauskunfte durfen nicht erteilt werden.

(6) 1Die Dienstaufsicht tber die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschéftsstelle wird
durch die Dienstvorgesetzte oder den Dienstvorgesetzten des Landeskirchenamtes ausge-
ubt. ,Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in der Bearbeitung der anhangigen Verfah-
ren allein der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden oder dem berichterstattendem Mitglied
verantwortlich.

(7) Das Nahere kann durch eine Geschaftsordnung geregelt werden, die die Kirchenleitung
auf Vorschlag der oder des Vorsitzenden der Verwaltungskammer erlasst.

SEGRFREN

§6
(Zu § 18 VWGG.EKD)
1Der Widerspruch ist bei der Stelle einzulegen, die die angefochtene Entscheidung getrof-
fen hat. ;Hilft diese Stelle dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid.
sDiesen erlasst das Landeskirchenamt. 4Richtet sich der Widerspruch gegen eine Entschei-
dung, die das Landeskirchenamt selbst getroffen hat, so entscheidet die Kirchenleitung; dies
gilt nicht, soweit das Landeskirchenamt als beauftragte Stelle fur andere Rechtstréger als
die Landeskirche tatig geworden ist oder die Kirchenleitung die Entscheidungsbefugnis im
Einzelfall oder fur bestimmte Gruppen von Fallen dem Landeskirchenamt tibertragen hat.

87
(Zu § 31 Abs. 4 VWGG.EKD)
1Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverstdndige konnen vereidigt werden. ,Es gelten die
entsprechenden Bestimmungen der Zivilprozessordnung tber die Abnahme von Eiden und
Bekréftigungen (88 478 - 484).

§8
(AuBerkrafttreten, Inkrafttreten, Ubergangsbestimmungen)
(1) Das Ausfuhrungsgesetz zum Verwaltungsgerichtsgesetz der Evangelischen Kirche der
Union (AGVwWGG) vom 14. November 1996 (KABI. 1996 S. 320) tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2010 auBer Kraft.
(2) Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. Januar 2011 in Kraft.
(3) Gerichtshangige Verfahren werden nach dem bisherigen Recht zu Ende gefihrt.

§9
(AuRerkrafttreten der VWGG/DG-Entschadigungsverordnung)
1Die Verordnung Uber die Entschadigung der Mitglieder der Verwaltungskammer und der
Disziplinarkammer  der  Evangelischen  Kirche von  Westfalen (VwGG/DG-
Entschadigungsverordnung — VwWGGDG-EVO) vom 25. November 1998 (KABI. 1998
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S. 259), zuletzt gedndert durch die Verordnung zur Umstellung dienstrechtlicher und ande-
rer Bestimmungen auf den Euro vom 20. September 2001 (KABI. 2001 S. 276), tritt mit
Ablauf des 31. Dezember 2010 aulRer Kraft. ,Bei Verfahren, die nach dem 31. Dezember
2010 noch gerichtshangig sind, erfolgt die Entschadigung nach § 4.

-11 -
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Zur Begrundung des Ausfihrungsgesetzes zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD

Allgemeines

Als Folge der Neufassung des Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD und der Zusammen-
fassung der Gerichte ist es notwendig ein neues Ausfuhrungsgesetz der Evangelischen Kir-
che von Westfalen zu erlassen. Vorausgesetzt der entsprechende Zustimmungsbeschluss
zur Neufassung des Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD wird von der Landessynode
2010 gefasst und der Zeitpunkt des Inkrafttretens auf den 1. Januar 2011 festgelegt, musste
das Ausfiihrungsgesetz der EKVW ebenfalls zu diesem Zeitpunkt in Kraft treten. Das zur-
zeit noch geltende Ausfuihrungsgesetz zum Verwaltungsgerichtsgesetz zum Verwaltungsge-
richtsgesetz der UEK wiirde dann mit Ablauf des 31. Dezember 2010 aulRer Kraft gesetzt.

Das westfélische Ausfuhrungsgesetz zum Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD wiirde wie

bisher Folgendes feststellen:

- die Verwaltungskammer wére das kirchliche Verwaltungsgericht im ersten Rechtszug
(81),

- die Mitglieder der Verwaltungskammer wirden auf VVorschlag des Stdndigen Nominie-
rungsausschusses von der Landessynode gewahlt (8 2);

- eine Regelung fir Entschadigungen der Mitglieder der Verwaltungskammer (8 4);

- eine Regelung zur Durchfiihrung eines VVorverfahrens (§ 7).

Neu aufgenommen sind folgende Punkte:

- Mdglichkeit zur Verpflichtung neuer Mitglieder durch die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden der Verwaltungskammer (8 3);

- Ausfiihrungen zur Bestellung einer Urkundsbeamtin oder eines Urkundsbeamten der
Geschaftsstelle sowie zu deren Aufgaben (§ 5);

- Mdglichkeit der Vereidigung von Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverstandigen.

Aus Grinden der Rechtsvereinfachung sieht der Entwurf vor, das die Entschadigung fir
Mitglieder der Verwaltungskammer sich zukinftig nach der Verordnung Uber die Entsché-
digung der Mitglieder der Kirchengerichte und des Schlichtungsausschusses der EKD rich-
ten soll. Dies hat zur Folge, dass die westfalische Verordnung der Mitglieder der Verwal-
tungskammer und der Disziplinarkammer aul3er Kraft gesetzt werden kann, zumal fur Dis-
ziplinarverfahren seit dem 1. Juli 2010 anstelle der Disziplinarkammer der EKVW das Kir-
chengericht der EKD zustandig ist (8 10).

Die Begriindung der Vorschriften im Einzelnen sind in der Synopse enthalten.
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Bisheriges Recht

Entwurf

Begrindung

Ausfiuihrungsgesetz zum Verwaltungsge-
richtsgesetz (VWGG) der Evangelischen Kir-
che
der Union (AGVWGG)

VVom 14. November 1996
(KABI. 1996 S. 320)

Ausfiihrungsgesetz zum Verwaltungsge-
richtsgesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland
(Ausfuhrungsgesetz zum Verwaltungsge-
richtsgesetz der EKD — AGVwWGG.EKD)
VVom ... November 2010

redaktionelle Anpassung

Die Landessynode hat gemal3 Artikel 153 der Kirchen-
ordnung in Ausfiihrung des Kirchengesetzes Uber die
kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit — Verwaltungsge-
richtsgesetz (VWGG) — der Evangelischen Kirche der
Unionvom 16. Juni 1996 (ABI. EKD 1996 Seite 390) das
folgende Kirchengesetz beschlossen:

Die Landessynode hat nach Art. 158 Kirchenordnung in
Ausflihrung des Kirchengesetzes uiber die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land  (Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD -
VWGG.EKD) vom ... November 2010 (ABI. EKD 2010
S. ...) das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§1
(Zu 88 1 und 2 VWGG)

81
(Zu § 2 VWGG.EKD)

(1) Kirchliches Verwaltungsgericht im ersten Rechtszug
ist gemal Artikel 151 und Artikel 152 Abs. 2 der Kir-
chenordnung die Verwaltungskammer.

Kirchliches Verwaltungsgericht im ersten Rechtszug ist
die Verwaltungskammer.

Keine inhaltliche Anderung, der Verweis auf die
Bestimmungen der Kirchenordnung ist entbehr-
lich. 8 47 VWGG.EKD legt fiir die EKD und fur
alle Gliedkirchen, die dem VGG zugestimmt
haben fest, dass der Verwaltungsgerichtshof die
Revisonsinstanz ist. Der bisherige Abs. 2 kann
daher enfallen.

(2) Kirchliches Verwaltungsgericht im zweiten Rechts-
zug ist gemal Artikel 152 Abs. 3 der Kirchenordnung der
Verwaltungsgerichtshof der Evangelischen Kirche der
Union.

§2
(Zu 88 5 und 7 VWGG)

§2
(Zu 8 5 VWGG.EKD)

1Die durch die Evangelische Kirche von Westfalen zu
bestellenden Mitglieder der Verwaltungsgerichte werden
von der Landessynode gemal Artikel 117 der Kirchen-

,Die durch die Evangelische Kirche von Westfalen zu
bestellenden Mitglieder der Verwaltungskammer wer-
den von der Landessynode nach Art. 121 Kirchenord-

redaktionelle Anpassung
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ordnung gewahlt. ,Die Wahl wird gemaR Artikel 135
Abs. 2 der Kirchenordnung vom Standigen Nominie-
rungsausschuss der Landessynode vorbereitet.

nung gewahlt. ,Die Wahl wird nach Art. 140 Abs. 2
Kirchenordnung vom Stidndigen Nominierungsaus-
schuss der Landessynode vorbereitet.

§3
(Zu § 7 Abs. 2 VWGG.EKD)

Die oder der Vorsitzende der Verwaltungskammer kann
seitens des Landeskirchenamtes mit der Verpflichtung
der Mitglieder beauftragt werden.

Mit dieser Regelung wird die Mdglichkeit eroff-
net, die Verpflichtung der weiteren Mitglieder
der Verwaltungskammer durch die Vorsitzende
oder den Vorsitzenden vornehmen zu lassen (z.B.
bei Erkrankung des Mitglieds die Verpflichtung
der stellvertretenden Mitgliedes).

83
(Zu § 11 VWGG)

§4
(Zu § 8 VWGG.EKD)

1Die Mitglieder der Verwaltungskammer werden ehren-
amtlich tétig. ,Sie erhalten Auslagenersatz sowie eine
Aufwandsentschadigung, deren Hohe unter Berticksichti-
gung von Zeitversdumnis und Arbeitsaufwand zu bemes-
sen ist. sDas Nahere bestimmt die Kirchenleitung.

1FUr den Auslagenersatz sowie die Aufwandsentschédi-
gung der Mitglieder der Verwaltungskammer sind die
Bestimmungen der EKD (Verordnung tber die Entscha-
digung der Mitglieder der Kirchengerichte und des
Schlichtungsausschusses der Evangelischen Kirche in
Deutschland - Entschadigungsverordnung -
EntschV.EKD vom 17. April 1998 in der jeweils gelten-
den Fassung) betreffend der Mitglieder der Disziplinar-
kammer anzuwenden.

Aus Griinden der Rechtsvereinfachung soll zu-
kinftig die entsprechende EKD-Regelung ange-
wandt werden. Da die Mitglieder von Verwal-
tungsgerichten nicht ausdricklich in der EKD-
Regelung genannt werden, erfolgt der Verweis
auf die Entschadigung der Mitglieder der Diszip-
linarkammer.

85
(Zu § 12 Abs. 3 VWGG.EKD)

(1) (Fur die Verwaltungskammer der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird eine Geschaftsstelle am Sitz
des Landeskirchenamtes gebildet. ,Das Landeskirchen-
amt hat fur die erforderliche Personal- und Sachausstat-
tung zu sorgen. ;Die Vorgénge der Geschéftsstelle sind
organisatorisch von den VVorgangen des Landeskirchen-
amtes zu trennen.

Die Regelungen (ber die Geschaftsstelle sind
denen des Kirchengerichtsgesetzes der EKD
nachgebildet.

Abs. 1 entspricht § 15 Abs. 1 u. 7 KiGG.EKD

(2) Mit den Aufgaben einer Urkundsbeamtin oder eines

Abs. 2 entspricht § 15 Abs. 2 KiGG.EKD.
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Urkundsbeamten der Geschaftsstelle kann betraut wer-
den, wer Uber die erforderliche Sachkunde verfiigt.

(3) Fur die AusschlieBung und Ablehnung von Ur-
kundsbeamtinnen und Urkundsbeamten gilt § 49 der
Zivilprozessordnung entsprechend.

Abs. 3 entspricht § 15 Abs. 3 KiGG.EKD.

(4) Zu den Aufgaben der Geschéftsstelle gehtren insbe-

sondere

1. die Vermittlung des gesamten Schriftverkehrs zwi-
schen der Verwaltungskammer, ihren Mitgliedern
und den Verfahrensbeteiligten,

2. die Ausfuhrung richterlicher Anordnungen,

3. die Protokollfiihrung,

4. die Erteilung von Ausfertigungen und Abschriften
von Entscheidungen,

5. Entschadigung von sachverstdndigen Personen so-
wie Zeuginnen und Zeugen und

6. Entscheidungen tber Kostenfestsetzungen.

Abs. 4 entspricht 8 15 Abs. 4 KiGG.EKD, zu-
sétzlich aufgenommen sind die Ziffern 5 und 6,
da diese Aufgaben zur Tatigkeit der Geschéfts-
stelle gehdren.

(5) .Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ge-
schéftsstelle haben uber den ihnen bekannt gewordenen
Inhalt der anhangigen Verfahren Stillschweigen zu wah-
ren. ;Auskinfte dirfen nur zum Verfahrensstand erteilt
werden. sRechtsauskiinfte diirfen nicht erteilt werden.

Abs. 5 entspricht § 15 Abs. 5 KiGG.EKD.

(6) (Die Dienstaufsicht Uber die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Geschéftsstelle wird durch die Dienst-
vorgesetzte oder den Dienstvorgesetzten des Landeskir-
chenamtes ausgelibt. ,Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sind in der Bearbeitung der anhangigen Verfahren
allein der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden oder
dem berichterstattendem Mitglied verantwortlich.

Abs. 6 entspricht § 15 Abs. 6 KiGG.EKD. Die
Fachaufsicht obliegt der oder dem Vorsitzenden
der Verwaltungskammer, die Dienstaufsicht der
juristischen Vizeprésidentin oder dem juristi-
schen Vizeprasidenten des Landeskirchenamtes.

(8) Das Nahere kann durch eine Geschéaftsordnung ge-
regelt werden, die die Kirchenleitung auf VVorschlag der
oder des Vorsitzenden der Verwaltungskammer erlésst.

Abs. 7 entspricht § 15 Abs. 8 KiGG.EKD.

§4
(Zu 8 22 VWGG)

§6
(Zu § 18 VWGG.EKD)
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1Der Widerspruch ist bei der Stelle einzulegen, die die
angefochtene Entscheidung getroffen hat. ,Hilft diese
Stelle dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Wider-
spruchsbescheid. 3;Diesen erldsst das Landeskirchenamt.
4Richtet sich der Widerspruch gegen eine Entscheidung,
die das Landeskirchenamt selbst getroffen hat, so ent-
scheidet die Kirchenleitung; dies gilt nicht, soweit das
Landeskirchenamt als beauftragte Stelle fir andere
Rechtstréger als die Landeskirche tatig geworden ist oder
die Kirchenleitung die Entscheidungsbefugnis im Einzel-
fall oder fur bestimmte Gruppen von Féllen dem Landes-
kirchenamt (ibertragen hat.

1Der Widerspruch ist bei der Stelle einzulegen, die die
angefochtene Entscheidung getroffen hat. ,Hilft diese
Stelle dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Wider-
spruchsbescheid. sDiesen erlésst das Landeskirchenamt.
4Richtet sich der Widerspruch gegen eine Entscheidung,
die das Landeskirchenamt selbst getroffen hat, so ent-
scheidet die Kirchenleitung; dies gilt nicht, soweit das
Landeskirchenamt als beauftragte Stelle fur andere
Rechtstréger als die Landeskirche tatig geworden ist
oder die Kirchenleitung die Entscheidungsbefugnis im
Einzelfall oder fir bestimmte Gruppen von Fallen dem
Landeskirchenamt tibertragen hat.

Keine Anderung

87
(Zu § 31 Abs. 4 VWGG.EKD)

1Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverstandige kénnen
vereidigt werden. ,Es gelten die entsprechenden Be-
stimmungen der Zivilprozessordnung tiber die Abnahme
von Eiden und Bekréaftigungen (8§ 478 - 484).

8 31 VGG.EKD erdoffnet zusatzlich die Mdglich-
keit einer Vereidigung von Zeuginnen und Zeu-
gen sowie Sachversténdigen. Die Regelung ist
angelehnt an 8 62 Abs. 5 u. 6 Disziplinargesetz
der EKD. Damit hétte das kirchliche Verwal-
tungsgericht die Mdoglichkeit in Einzelféllen die
Aussagen von Zeuginnen und Zeugen bzw. sach-
verstandigen Personen beeiden zu lassen, wenn
es die Vereidigung fiir die Bedeutung der Aussa-
ge oder zur Herbeifuhrung eines wahrheitsgema-
RBen Aussage geboten hélt. Bei einer vorsatzlich
oder fahrlassig falschen Aussage unter Eid bietet
§ 31 Abs. 5 VWGG.EKD die Maglichkeit der
Strafverfolgung. Analog § 98 VwGO wird auf
die entsprechenden Bestimmungen der Zivilpro-
zessordnung verwiesen.

86
(AuBer-Kraft-Treten)

§8
(Aulerkrafttreten, Inkrafttreten,
Ubergangsbestimmungen)

In dem Zeitpunkt, zu dem das Kirchengesetz (ber die
kirchliche Verwaltungsgerichtsbarkeit — Verwaltungsge-

(1) Das Ausflhrungsgesetz zum Verwaltungsgerichtsge-
setz der Evangelischen Kirche der Union (AGVWGG)
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richtsgesetz (VWGG) — der Evangelischen Kirche der
Union vom16. Juni 1996 fiir die Evangelische Kirche von
Westfalen in Kraft gesetzt wird, tritt das Kirchengesetz
Uber die Ordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in der
Evangelischen Kirche von Westfalen vom 18. Oktober
1974 (KABI. 1974 Seite 194), gedndert durch Kirchenge-
setz vom 11. November 1983 (KABI. 1983 Seite 214)
auBer Kraft.

vom 14. November 1996 (KABI. 1996 S. 320) tritt mit
Ablauf des 31. Dezember 2010 auBer Kraft.

87
(In-Kraft-Treten)

(2) Dieses Kirchengesetz tritt zum 1. Januar 2011 in
Kraft.

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1997 in Kraft.

(3) Gerichtshéngige Verfahren werden nach dem bishe-
rigen Recht zu Ende gefiihrt.

Diese Regelung entspricht Artikel 3 Satz 2 des
Entwurfs eines Kirchengesetzes zur Regelung
der Verwaltungsgerichtsbarkeit in der UEK und
der EKD.

89
(Aulerkrafttreten der VWGG/
DG-Entschadigungsverordnung)

1Die Verordnung Uber die Entschadigung der Mitglieder
der Verwaltungskammer und der Disziplinarkammer der
Evangelischen Kirche von Westfalen (VwGG/DG-
Entschadigungsverordnung — VWGGDG-EVO) vom 25.
November 1998 (KABI. 1998 S. 259), zuletzt gedndert
durch die Verordnung zur Umstellung dienstrechtlicher
und anderer Bestimmungen auf den Euro vom 20. Sep-
tember 2001 (KABI. 2001 S. 276), tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2010 aufer Kraft. ,Bei Verfahren, die
nach dem 31. Dezember 2010 noch gerichtshangig sind,
erfolgt die Entschadigung nach § 4.

8 4 regelt fur den Auslagenersatz sowie die Auf-
wandsentschadigung der Mitglieder der Verwal-
tungskammer, dass zukinftig die Bestimmungen
der EKD (Entschadigungsverordnung) anzuwen-
den sind. Die Aufgaben der Disziplinarkammer
werden seit dem 1. Juli 2010 durch die EKD
wahrgenommen. Daher kann die VWGG(DG-
Entschadigungsverordnung aufgehoben werden.

Satz 2 stellt klar, dass alle gerichtsanhangigen
Verfahren ab 1. Januar 2011 nach § 4 angerech-
net werden.

85
(Zu § 72 Abs. 2 VWGG)

Die Verwaltungskammer entscheidet bis zum Ende der
Amtszeit ihrer bei In-Kraft-Treten des Verwaltungsge-
richtsgesetzes im Amt befindlichen Mitglieder in der

Die Besetzung der Verwaltungskammer wird
nicht geandert, daher ist keine Ubergangsrege-
lung notwendig.
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bisherigen Besetzung mit finf Mitgliedern.
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Entwurfsstand: 16. August 2010

Erstes Kirchengesetz zur Anderung des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen

Kirche in Deutschland
vom ...

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat auf Grund des Artikels 10 Absatz
2 Buchstabe a der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland das folgende
Kir-chengesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland
Das Kirchengerichtsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 6. November
2003 (ABI. EKD S. 408, 409) wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geéndert:

a)

b)

d)

f)

Vor der Angabe zu Abschnitt 1 wird folgende Angabe eingeflgt:
,» 1eil 1 Vorschriften fur die Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in
Deutschland*

Nach der Angabe zu 8§ 24 wird folgende Angabe eingeflgt:
,» 1eil 2 Vorschriften fur die einzelnen Rechtsgebiete”

Die Angaben zu den Abschnitten 5 bis 7 werden wie folgt gefasst:
»Abschnitt 1 Streitigkeiten vor dem Verfassungsgerichtshof der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland

Abschnitt 2 Verfahren nach dem Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche
in Deutschland

Abschnitt 3 Streitigkeiten aus der Anwendung des Mitarbeitervertretungsge-
setzes der EKD*

Nach der Angabe zu § 29 werden folgende Angaben eingeftigt:
»Abschnitt 4 Verfahren nach dem Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD
8 29a Anzuwendende Vorschriften

Abschnitt 5 Streitigkeiten aus der Anwendung des Pfarrerratgesetzes

8 29b Anzuwendende Vorschriften®

Die Angabe zum bisherigen Abschnitt 8 wird durch folgende Angabe ersetzt:
,» 1eil 3 Schlussvorschriften*

Nach der Angabe zu § 30 wird folgende Angabe eingefugt: )
,»3 31 Ubergangsregelungen aus Anlass des Ersten Kirchengesetzes zur Ande-
rung des Kirchengerichtsgesetzes der EKD*

2. Vor der Uberschrift des Abschnittes 1 wird folgende Uberschrift eingefiigt:

,» 1eil 1 Vorschriften fur die Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in
Deutschland*
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3. 8 5 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
,»(2) Das Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet

1. in Verfahren nach dem Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland,

2. Uber Streitigkeiten aus der Anwendung des Mitarbeitervertretungsgesetzes
der EKD,

3. in Verfahren nach dem Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD und
4. Uber Streitigkeiten aus der Anwendung des Pfarrerratgesetzes.*
b) Dem Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefiigt:

,»(4) Werden die Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland
von den Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschliissen als zustandi-
ge Kirchengerichte bestimmt, so ist dies im VVoraus gegenuber dem Rat der
Evangelischen Kirche in Deutschland anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn ent-
sprechende Regelungen geandert werden.*

4. §6 wird wie folgt gefasst:

n§ 6
Erweiterung der Zustandigkeiten

(1) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlisse kénnen mit Zu-
stimmung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Kirchenge-
setz die Zustandigkeit der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land flir andere Streitigkeiten als die in 8 5 genannten begrinden. Die Zustimmung
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland ist auch bei Anderung der Zu-
standigkeitsregelungen erforderlich.

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland kann durch Vereinbarung fur kirchli-
che und freikirchliche Einrichtungen, Werke und Dienste im Bereich der evangeli-
schen Kirchen die Zusténdigkeit der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in
Deutschland begriinden, wenn die Kirchengesetze der Evangelischen Kirche in
Deutschland in der jeweils geltenden Fassung oder Bestimmungen wesentlich
gleichen Inhalts angewendet werden. Dabei kann eine Beteiligung an den der E-
vangelischen Kirche in Deutschland durch die Inanspruchnahme entstehenden
Kosten vorgesehen werden.

(3) In Ausnahmeféllen kann die Evangelische Kirche in Deutschland tber die Félle

des Absatzes 2 hinaus durch Vereinbarung die Zustéandigkeit der Kirchengerichte
der Evangelischen Kirche in Deutschland fur kirchliche und freikirchliche Einrich-
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tungen, Werke und Dienste im Bereich der evangelischen Kirchen begriinden,
wenn ein besonderes kirchliches Interesse dafiir vorliegt. Absatz 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) Ist die Zustandigkeit nach den Absatzen 1 und 2 begriindet worden, gelten die
8§ 27 bis 29b entsprechend.“

§ 7 wird wie folgt gefasst:

”§ 7
Zustandigkeit in Streitigkeiten aus Dienst- und Entsendungsverhaltnissen

(1) Fur Streitigkeiten aus dem Dienstverhaltnis der im unmittelbaren Dienst der
Evangelischen Kirche in Deutschland stehenden Kirchenbeamten und Kirchenbe-
amtinnen, Ruhestandsbeamten und Ruhestandsbeamtinnen und Hinterbliebenen
geméR § 87 Kirchenbeamtengesetz der EKD ist in erster Instanz das Verwaltungs-
gericht der Evangelischen Kirche in Deutschland und in zweiter Instanz der Ver-
waltungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland zusténdig.

(2) Fur die von der Evangelischen Kirche in Deutschland in den Auslandsdienst
entsandten Pfarrer und Pfarrerinnen (Auslandspfarrer und Auslandspfarrerinnen),
Auslandspfarrer und Auslandspfarrerinnen im Ruhestand, friiheren Auslandspfar-
rer und Auslandspfarrerinnen und Hinterbliebenen gilt unabhangig von der rechtli-
chen Ausgestaltung des Entsendungsverhaltnisses geméal § 18 des Kirchengesetzes
iiber die Mitarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Okumene Ab-
satz 1 entsprechend.

(3) Vermdgensrechtliche Anspriiche sind vor den staatlichen VVerwaltungsgerich-
ten geltend zu machen. Insoweit wird geméal3 § 146 Bundesbeamtengesetz die Vor-
schrift des § 126 Absatz 1 Bundesbeamtengesetz fiir anwendbar erklart.”

§ 8 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Die Kirchengerichte, die Dienststellen der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, ihrer Gliedkirchen und deren gliedkirchlichen Zusammenschlisse und
die Einrichtungen der Diakonie, fur deren Bereich die Zusténdigkeit der Kir-
chengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland gegeben ist, sind den
Kirchengerichten der Evangelischen Kirche in Deutschland zur Rechts- und
Amitshilfe verpflichtet.”

bb)  Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingeftigt:
,Die Mitteilung soll den Beteiligten zugestellt werden.*

cc)  Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und wie folgt gefasst:

»Auf Antrag eines oder einer Verfahrensbeteiligten, der innerhalb eines Mo-
nats ab Zustellung der Mitteilung zu stellen ist, ist durch den Verfassungsge-
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richtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Beschluss festzu-
stellen, ob die Weigerung zuléssig ist.”

b) n Absatz 2 werden hinter dem Wort ,,staatlicher* die Worter ,,Gerichte und“
eingefugt.

§ 9 wird wie folgt gedndert:

a) n Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort ,,Richter* das Wort ,,oder* durch das
Wort ,,und* ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worter ,,der Mitglieder* durch die Worter ,,der
Kirchengerichte ersetzt.

c) Absatz 5 Satz 2 wird aufgehoben.
d) In Absatz 6 wird folgender neuer Satz 1 eingefugt:

,»ZU Mitgliedern kdnnen nur Personen berufen werden, die bei Beginn der
Amtszeit das 66. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.*

§ 14 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) In Absatz 3 Nummer 1 werden nach dem Wort ,,Berufung* die Worter ,,nicht
vorlagen oder* eingefugt.

§ 19 wird wie folgt gefasst:

»8 19
Zustellungen
Fur Zustellungen finden die VVorschriften des Teil V des Verwaltungsverfahrens-
und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland entsprechende
Anwendung.”

§ 22 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

,»(3) Im Ubrigen finden die Vorschriften des Gesetzes iiber die Vergiitung der
Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwaélte entsprechende Anwendung.*

§ 23 wird wie folgt gefasst:
.8 23
Entschéadigung fur Zeugen, Zeuginnen und Sachverstandige

Die Entschadigung fur Zeugen, Zeuginnen und Sachversténdige richtet sich nach
dem Justizvergutungs- und -entschadigungsgesetz.”
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16.

17.

18.

19.
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Nach § 24 wird folgende Uberschrift eingefiigt:
,» 1eil 2 Vorschriften fur die einzelnen Rechtsgebiete”
Die Uberschrift zu Abschnitt 5 wird wie folgt gefasst:

»Abschnitt 1 Streitigkeiten vor dem Verfassungsgerichtshof der Evangelischen
Kirche in Deutschland*

Die Uberschrift zu Abschnitt 6 wird wie folgt gefasst:

»Abschnitt 2 Verfahren nach dem Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland*

Die Uberschrift zu Abschnitt 7 wird wie folgt gefasst:

,»Abschnitt 3 Streitigkeiten aus der Anwendung des Mitarbeitervertretungsgeset-
zes der EKD*

In 8 29 Satz 1 werden jeweils nach den Wartern ,,des Mitarbeitervertretungsge-
setzes* die Worter ,,der EKD* eingeflgt.

Nach § 29 werden folgende Abschnitte 4 und 5 eingeflgt:

,»Abschnitt 4 Verfahren nach dem Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD
§ 29a
Anzuwendende Vorschriften
In Verfahren nach dem Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD gelten die Vorschrif-
ten des Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD. Die Vorschriften dieses Kirchen-
gesetzes finden ergdnzend Anwendung.
Abschnitt 5 Streitigkeiten aus der Anwendung des Pfarrerratgesetzes

§29b
Anzuwendende Vorschriften
In Streitigkeiten nach dem Pfarrerratgesetz gelten die VVorschriften des Pfarrer-
ratgesetzes. Die VVorschriften dieses Kirchengesetzes finden ergdnzend Anwen-
dung.”

Der bisherige Abschnitt 8 wird Teil 3 und die Uberschrift dazu wie folgt gefasst:
,»Teil 3 Schlussvorschriften*
Nach § 30 wird folgender § 31 eingefiigt:

»8 31

Ubergangsregelungen aus Anlass des Ersten Kirchengesetzes zur Anderung des
Kirchengerichtsgesetzes der EKD
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(1) Verfahren nach 8 7 des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland in der bis zum Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes geltenden Fas-
sung, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Kirchengesetzes in erster In-
stanz beim Rechtshof der Konftderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen
oder in zweiter Instanz beim Verfassungs- und Verwaltungsgericht der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche Deutschlands gerichtshangig sind, werden dort fortge-
flhrt.

(2) Auf die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Senate fur mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten beim
Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Kammern
flr mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten beim Kirchengericht der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland finden die § 14 Absatz 1 und 8 9 Absatz 5 Satz
2 in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung bis zum Ablauf der je-
weiligen Amtszeit weiter Anwendung. § 9 Absatz 6 Satz 1 in der ab dem 1. Janu-
ar 2011 geltenden Fassung findet bis zum Ablauf der jeweiligen Amtszeit keine
Anwendung.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt fur die Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Ja-
nuar 2011 in Kraft.
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. Entwurfsstand: 16. August 2010
Begrindung zum Entwurf eines Ersten Anderungsgesetzes zum Kirchengerichtsge-
setz der EKD

I. Allgemeines

Mit der Ubertragung der Verwaltungsgerichtsbarkeit der UEK auf die EKD (ibernimmt der
Kirchengerichtshof der EKD als Verwaltungsgerichtshof die Funktion einer einheitlichen
zweiten Instanz fur alle Gliedkirchen im Anwendungsbereich des gemeinsam mit diesem
Gesetz zu verabschiedenden Verwaltungsgerichtsgesetzes der EKD (VWGG.EKD). Die
Aufgaben des erstinstanzlichen Verwaltungsgerichts soll das Kirchengericht der EKD (-
bernehmen. Diese Struktur hat sich bereits im Bereich des Disziplinar- und des Mitarbeiter-
vertretungsrechts bewéhrt. Das Kirchengerichtsgesetz (KiGG.EKD), in dem die Vorschrif-
ten fur den Verfassungsgerichtshof, das Kirchengericht und den Kirchengerichtshof der
EKD zusammengefasst wurden, muss daher insbesondere um die Zustandigkeit fur Verfah-
ren der Verwaltungsgerichtsbarkeit erweitert werden. Wéhrend das Kirchengerichtsgesetz
fur Verfahren aus unterschiedlichen (materiellen) Rechtsgebieten, jedoch nur fur die Kir-
chengerichte der EKD Anwendung findet, gilt das VVerwaltungsgerichtsgesetz fur die EKD
und alle es anwendenden Gliedkirchen flr den Bereich des materiellen (kirchlichen) Ver-
waltungsrechts. Im Verwaltungsrecht wird vorrangig das Verwaltungsgerichtsgesetz der
EKD und erganzend das Kirchengerichtsgesetz (vgl. § 29 b) gelten.

Mit der Schaffung einer eigenen Verwaltungsgerichtsbarkeit wird die EKD auch fiir ihren
eigenen Bereich die Zustandigkeit in Streitigkeiten aus Dienst- und Entsendungsverhaltnis-
sen neu regeln. Bisher war hier der Rechtsweg in erster Instanz zum Rechtshof der Konfo-
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen und in zweiter Instanz zum Verfassungs-
und Verwaltungsgericht der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
gegeben.

Weiterhin wurde mit dem Entwurf das Kirchengerichtsgesetz unter Beruicksichtigung der
Erfahrungen aus der Praxis fortentwickelt, u.a. sprachliche Anpassungen vorgenommen
und das Gesetz weiter untergliedert.

I1. Zu den Vorschriften im Einzelnen

;u Artikel 1
Anderung des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland

Zu Nummer 1 (Inhaltstibersicht) )
Die Anderungen in der Inhaltsubersicht folgen aus den Anderungen im Gesetz selbst.

Zu Nummer 2 (vor Abschnitt 1)
Ausdruck der Neugliederung in drei Teile.

Zu Nummer 3 (8 5)

Zu a)

8 5 Absatz 2 wird im Rahmen der Erweiterung der Zustandigkeiten um Verfahren aus dem
Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD (Nummer 3) und solche aus dem Pfarrerratgesetz
(Nummer 4) erweitert. 2
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zu b)

Der neu eingeflgte Absatz 4 regelt eine Anzeigepflicht, die sicherstellt, dass die EKD von
der Begriindung oder Anderung der Zustandigkeit ihrer Kirchengerichte im Voraus infor-
miert ist.

Zu Nummer 4 (§ 6)

Die Erweiterung der Zustandigkeiten in § 6 Gber die Zuweisungen in § 5 hinaus ist durch
die Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlisse durch Kirchengesetz mit Zu-
stimmung des Rates der EKD mdglich (Absatz 1) sowie im Wege einer Vereinbarung fir
kirchliche und freikirchliche Einrichtungen, Werke und Dienste im Bereich der evangeli-
schen Kirchen. Diese Regelungen wurden konkretisiert.

So wurde in Absatz 1 die Zustimmungsnotwendigkeit auch auf die Anderung der Zustén-
digkeitsregelungen erweitert. Absatz 2 wurde aktiv umformuliert. Gemé&R Absatz 3 kann in
Ausnahmefallen Uber die Voraussetzungen des Absatzes 2 hinaus (Anwendung der Kir-
chengesetze der EKD oder Bestimmungen wesentlich gleichen Inhalts) die Zustandigkeit
der Kirchengerichte der EKD begriindet werden. Diese Vorschrift ist ebenso wie die des
Absatzes 2 als Kann-Regelung ausgestaltet, damit nicht zwangslaufig eine Begrindung der
Zustandigkeit erfolgen muss. Damit kénnen unterschiedliche Gesichtspunkte wie zum Bei-
spiel Ahnlichkeiten oder Unterschiede im Kirchenverstandnis wie auch praktische Kriterien
wie die Auslastung der Kirchengerichte der EKD berlcksichtigt werden. Die Regelung er-
maglicht ggf. die Ubernahme von Satzungsstreitigkeiten des Diakonischen Werkes der
EKD bzw. zukiinftig des Evangelischen Zentrums fur Entwicklung und Diakonie e.V.

Die Verweisung in Absatz 4 auf Vorschriften im Teil 2 des Gesetzes dient der Klarstellung,
da nicht alle der fir die Kirchengerichte der EKD geltenden Regelungen im Kirchenge-
richtsgesetz verortet wurden. In den Fallen des Absatzes 3 soll die Ausgestaltung der Ver-
einbarung Uberlassen bleiben.

Zu Nummer 5 (8 7)

Streitigkeiten aus Dienst- und Entsendungsverhaltnissen werden gemaR § 7, soweit nicht
die Zustandigkeit der Disziplinargerichte erdffnet ist, den Verwaltungsgerichten zugeordnet
(vgl. 8 15 VWGG.EKD). Fir diese Streitigkeiten werden zukunftig die Kirchengerichte der
EKD zusténdig sein. Der bisherige Rechtsweg in erster Instanz zum Rechtshof der Konfo-
deration evangelischer Kirchen in Niedersachsen und in zweiter Instanz zum Verfassungs-
und Verwaltungsgericht der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
wird aufgegeben, die entsprechenden Vertrage aufgehoben.

Zu Nummer 6 (8§ 8)

Zu a)

ZU aa)

Da sich Amtshilfe auf Hilfe von Behdrden und die Rechtshilfe auf Hilfe von Gerichten be-
zieht, werden die Kirchengerichte klarstellend in § 8 Absatz 1 mit aufgenommen.

zu bb) und cc)

Die Anderungen in § 8 Absatz 1 Satz 2 und 3 KiGG.EKD erfolgen im Gleichklang mit der
Neuregelung in § 13 VWGG.EKD. In beide Gesetze wird fiir den Rechtsbehelf gegen die
Verweigerung der zustdndigen obersten Dienstbehorde, Auskiinfte zu erteilen oder Unter-
lagen herauszugeben, eine Monatsfrist aufgenommen und (dahingehend) ein Zustellungser-
fordernis fur die Mitteilung der Verweigerung.

- 26 -



-26 -

zu b)
Auch hier werden die Gerichte klarstellend mit aufgenommen.

Zu Nummer 7 (8 9)
Zu a)
Sprachliche Verbesserung.

zu b)
In Absatz 4 wird klargestellt, dass die Amtszeit spruchkdérperbezogen ist (vgl. 8 5 Absatz 3
VWGG.EKD und § 2 Absatz 1 DG.EKD).

Zu c)
Folgednderung aus Nr. 8a).

zu d)

Die Altersgrenze bei Eintritt in das Gericht (Berufung) aus § 3 Absatz 2 Satz 2
VWGG.EKD und 8 50 Abs. 1 S. 2 DG.EKD wird Gibernommen. Die Altersgrenze fir das
Ausscheiden von 70 Jahre in § 14 Absatz 1 wird dafr gestrichen.

Zu Nummer 8 (§ 14)
Zu a)
Folgeénderung zu Nr. 7d).

zu b)
Das Amt eines Mitglieds des Kirchengerichts muss auch dann enden, wenn die Berufungs-
voraussetzungen bei der Berufung nicht vorlagen.

Zu Nummer 9

Fur Zustellungen muss in 8 19 nicht mehr auf das staatliche Recht verwiesen werden, da
das Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der EKD nunmehr die Zustellung fur
den Bereich der EKD umfassend regelt.

Zu Nummer 10 und 11 (88 22 und 23)
Die staatlichen Rechtsgrundlagen haben sich geéndert; die Verweisungen in 88 22 und 23
sind deshalb anzupassen.

Zu Nummer 12 bis 15 (Uberschriften)
Ausdruck der Neugliederung des Gesetzes in drei Teile.

Zu Nummer 16 (8 29) )
Redaktionelle Anderungen in § 29 aufgrund der Anderung der amtlichen Bezeichnung des
Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD.

Zu Nummer 17 (88 29a und 29b)

Im Rahmen der Zusténdigkeitserweiterungen gemaR 8 5 (vgl. Begriindung zu Nummer 3)
werden die 88 29a und 29b in das Gesetz eingefigt.
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In der Folge der Zustandigkeitserweiterung auf die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird wie
bei allen Rechtsgebieten gemal § 29a auf die entsprechende Verfahrensordnung, hier das
Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD, verwiesen.

Dies gilt gemaR 8§ 29b auch fir die Streitigkeiten aus dem im Jahre 2008 beschlossenen
Pfarrerratgesetz.

Zu Nummer 18 (Uberschrift)
Die Anderung ist Ausdruck der Neugliederung des Gesetzes in drei Teile.

Zu Nummer 19 (§ 31)

Ubergangsregelungen

Gemal} § 7 werden Streitigkeiten aus Dienst- und Entsendungsverhaltnissen zukiinftig den
Verwaltungsgerichten der EKD zugeordnet. Bisher war hierflr der Rechtsweg in erster In-
stanz zum Rechtshof der Konfdderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen und in
zweiter Instanz zum Verfassungs- und Verwaltungsgericht der Vereinigten Evangelisch-
Lutherischen Kirche Deutschlands gegeben. Fir die dort gerichtshéangigen Verfahren bedarf
es einer Ubergangsvorschrift (Absatz 1).

Fur die laufenden Amtszeiten der Senate flir mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten
beim Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Kammern fiir
mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten beim Kirchengericht der Evangelischen Kir-
che in Deutschland sowie die ebenfalls am 1. Januar 2011 beginnende neue Amtszeit des
Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland, fir die bereits die Be-
setzungsarbeiten laufen, sollen die bisherigen Altersgrenzen bis zum Ablauf der jeweiligen
Amtszeit fortgelten (d.h. die nach altem Recht Berufenen scheiden weiterhin mit 70 Jahren
aus, Nachriickende werden nach den Regelungen des alten Rechts berufen).

Zu Artikel 2
Inkrafttreten
Das Gesetz soll zeitgleich mit dem Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD in Kraft treten.



	Begründung
	redaktionelle Anpassung

